Ergebnisprotokolls zur Sitzung des Berliner Teilhabebeirats 
Datum: 28.02.2025 Ort: Videokonferenz 
Beginn: 13:00 Uhr, Ende: 15:00 Uhr 
Teilnehmende
Verbände Menschen mit Behinderungen
Name 			Organisation/Institution
1. Seerig, Thomas		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen (stellvertretender Vorsitzender)
2. Stenger, Birgit		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
3. Zander, Thomas		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
4. Groth, Claudia		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
5. Loos, Stephanie		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
6. Metzing, Holger		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
7. Erdem, Isabell		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen 
8. Gröting, Ludger		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
9. Blamberg, Christel		Referentin der Geschäftsstelle des Landesbeirates für Menschen mit Behinderungen 
Verbände aus dem Bereich der Menschen mit seelischen Behinderungen oder Menschen mit Psychiatrie Erfahrungen 
10. Krausser, Hartmut		ApK
11. Tautz, Felix		Berliner Behindertenverband e. V.
12. Wegener, Uwe		Bipolaris
LIGA und weitere Verbandsvertreter	
13. Redfern, Timothy		Der Paritätische Berlin (stellvertretende				Vorsitzender)
14. Ruhl, Sandy		DWBO
15. Stemmann, Oliver		Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste
Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen
16. Braunert-Rümenapf, Christine		Landesbeauftragte für Menschen mit
			Behinderungen 
Hauptverwaltung
17. Bozkurt, Aziz		Staatssekretär für Soziales (Vorsitzender)
18. Delenk, Jadwiga		Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
			Familie
19. Hilke, Andreas		Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
			Familie
20. Klatt, Ingo		SenASGIVA, Abteilung Soziales
21. Schulz, Matthias		LAGeSo
Bezirksverwaltung
22. Müller, Thomas				Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg
23. Kempert, Gregor				BzStR Soziales Spandau
Mitarbeitende, Fachreferenten und Gäste
Kemnitz-Hille, Babette			Schriftdolmetscherin
Kemnitz-Zimmermann, Anette		Schriftdolmetscherin
Conradi, Sabine				Gebärdensprachdolmetscherin
Reusch, Annika				Gebärdensprachdolmetscherin
Tjaden, Maike				SenASGIVA, Abteilung Soziales
Laser, Titus					SenASGIVA, Abteilung Soziales
Fleischer, Philipp				SenASGIVA, Abteilung Soziales
Osmanovic, Almedina			SenASGIVA, Abteilung Soziales
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TOP 1 Begrüßung und Bestätigung der Tagesordnung
· Herr Bozkurt eröffnet die Sitzung und begrüßt die anwesenden Mitglieder und Gäste.
· Gemäß § 12 Abs. 3 der Geschäftsordnung (GO) ist die Teilnahme des Vorsitzenden oder einer Stellvertretung sowie von mindestens 15 stimmberechtigten Mitgliedern erforderlich.
· Frau Julia Chodakowski befindet sich im Mutterschutz, ihre Vertretung ist organisiert und wird an der nächsten BTHB Sitzung teilnehmen. Für die heutige Sitzung übernimmt Herr Philipp Fleischer die Vertretung.
· Die Tagesordnung wurde ohne Änderung bestätigt. 
TOP 2 Beschluss des Protokolls der Sitzung vom 15.11.2024
· Das Protokoll ist den Teilnehmenden mit der Einladung zu dieser Sitzung am 17.02.2025 zugegangen.
· Der Geschäftsstelle liegen bisher keine Änderungen hinsichtlich des Protokolls vor.
· Das Protokoll der Sitzung vom 15.11.2024 wurde ohne weitere Änderungsvorschläge seitens der Mitglieder angenommen. 
TOP 3 Rechtliche Praxis bei der AV-Eingliederungshilfe (Vorgezogen)
· Herr Seerig stellt den TOP vor. Es wurde festgestellt, dass die Praxis der Eingliederungshilfe regelmäßig gerichtlich überprüft wird, jedoch nicht immer mit dem Effekt, dass bestehende Verwaltungspraxis bestätigt wird. Der Teilhaberat möchte sich dazu einen Überblick verschaffen und plant, am 13. Juni 2025 u. a. die Rechtsanwält:innen Dr. Theben und Kim Lippe einzuladen, um einen Eindruck über bestimmte bzw. typische Streitfälle zu erhalten. 
· Die Einladungsbitte wird grundsätzlich unterstützt. Herr Bozkurt regt an, um ein repräsentativeres Bild über die Rechtspraxis in der Eingliederungshilfe zu treffen, sollte auch die Perspektive erweitert werden und auch andere Sachverständige eingeladen werden. Herr Klatt stellt ergänzend klar, dass die Themen Persönliche Assistenz und Persönliches Budget nur einen Teilbereich der rund 33.000 Leistungsberechtigten in der Eingliederungshilfe in Berlin abdecken. Es wird vorgeschlagen, als weiteren Experten Herrn Orlowski einzuladen, der zurzeit als Schlichter in der Schlichtungsstelle nach § 33 LGBG tätig ist. 
· Frau Christine Braunert-Rümenapf wird der Geschäftsstelle ein Gutachten zum Aspekt der 31 AV Eingliederungshilfe zur Kenntnis aller Teilnehmenden verschicken. 
TOP 4 Gemeinsame Schulungen zur Umsetzung der Anlage 4 BRV (Assistenzleistungen) für Leistungserbringer, Teilhabefachdienste, und Peer-Beratungsstellen bzw. EUTBs
· Herr Redfern, Frau Braunert-Rümenapf sowie Frau Loos stellen den Beschluss vor. Es werden gemeinsame Schulungen zur neuen Anlage 4 des Berliner Rahmenvertrags gefordert, damit Fachkräfte der Teilhabefachdienste, Mitarbeitende der Leistungserbringer sowie Peer-Beratungsstellen bzw. EUTBs auf einer einheitlichen Wissensgrundlage die Assistenzleistungen umsetzen können. Die Schulungen sollen die Perspektiven von Menschen mit Behinderungen und Peer-Berater:innen als gleichberechtigte Dozierende einbeziehen. Ziel ist es, eine gemeinsame Grundlage für alle Akteure im Leistungserbringungsdreieck zu schaffen, um die Systemlogiken der Assistenzleistungen besser zu verstehen, Missverständnisse zwischen Akteuren zu reduzieren und eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen Leistungserbringern, Fachkräfte und Betroffenen zu ermöglichen. 
· Frau Tjaden teilt den Status der Schulungsplanung mit. Die Alice Salomon Hochschule Berlin bietet seit 2021 Qualifizierungen für Teilhabefachdienste an. Diese Schulungen werden von Co-Dozent:innen mit und ohne Behinderungen durchgeführt. Sobald die Vergütungsstruktur definiert ist, werden diese Programme in das Qualifizierungsprogramm aufgenommen. Ab April 2025 sind konkrete Schulungs- und Coaching Angebote für die Leistungserbringungsseite sowie für Fachkräfte geplant. Diese werden im Rahmen einer Kooperation mit einer externen Schulungsfirma durchgeführt. Diese Veranstaltungen sollen dann für die zweite Jahreshälfte 2025 oder spätestens 2026 auf größere Formate ausgeweitet werden, mit Angeboten für die bezirklichen Fachdienste und Peer-Berater:innen. Die Schulungen befinden sich aktuell in der Planungs- und Abstimmungsphase. Die Alice Salomon Hochschule Berlin wird hierzu ein Konzept vorlegen. 
· Diskussion: 
· Frau Loos regt an, dass auch die Möglichkeit zur Mitgestaltung des Konzepts durch die Teilnehmenden der Schulungen berücksichtigt werden. Dies betrifft insbesondere die Fortbildung in kleineren Runden, die später in die Teilhabebereiche weitergegeben werden kann. 
· Herr Redfern fragt, ob die Teilnehmerkreise stärker geöffnet werden sollten, um Leistungserbringer, Beratende (Peers) und Fachkräfte gleichberechtigt einzubeziehen. Weiter regt er an, statt fester Kontingente für einzelne Gruppen eine flexiblere Teilnehmerstruktur zu schaffen. Es sei wichtig, die Schulungen nicht nur für bestimmte Gruppen, sondern für alle relevanten Akteur:innen zugänglich zu machen, sodass alle Akteur:innen die gleiche Wissens- und Informationsgrundlage erhalten. 
· Frau Tjaden weist darauf hin, dass aus haushaltsrechtlichen Gründen zunächst 500 Fachkräfte des Landes Berlin geschult werden müssen. Diese Zahl soll gesichert werden, um eine breite Teilnahme zu ermöglichen und die Qualität der Schulungen zu gewährleisten. Es soll keine Vorentscheidung zur Teilnehmerzusammensetzung getroffen werden, sondern den Teilnehmenden die Möglichkeit gegeben werden, sich selbst für die Veranstaltungen zu entscheiden.
· Herr Bozkurt weist im Hinblick der Finanzierung der Schulungen hin, dass der Haushalt noch nicht endgültig beschlossen ist, was die Umsetzung des Projektes erschwert. Eine genaue Kalkulation der Mittel und der Abstimmung der Finanzierungsstruktur sind noch notwendig bevor eine verbindliche Zusage gemacht werden kann.
· Abstimmungen zum Beschluss: 
· Gegenstimmen: Keine
· Enthaltungen: Keine
· Zustimmungen: Einstimmig 
· Der Antrag ist somit beschlossen. 
TOP 5 Aktuelles/ Sonstiges 
1. Rolle der SenASGIVA als Focal Point des Landes Berlin und Beteiligung an der Sonderpädagogikverordnung 
· Frau Loos fragt nach, ob die SenASGIVA die Änderung der Sonderpädagogikverordnung mitgezeichnet oder Vorbehalte angemeldet hat, da ein Widerspruch seitens der Interessensvertretung vorliegt. 
· Herr Bozkurt berichtet, dass Vorbehalte zu einzelnen Regelungen (u.a. Kleinklassen, Förderschwerpunkte, § 39 Ausgleichsmaßnahmen) der Staatssekretärin für Bildung vorgelegt wurden. 
· Herr Klatt erklärt, dass die SenASGIVA Senatsvorlagen im Rahmen der Mitzeichnung zur Prüfung erhält, die Auswirkungen für Menschen mit Behinderung bewertet und sich mit der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung abstimmt. Falls erforderlich, werden Einwände frühzeitig adressiert – entweder auf Verwaltungsebene oder durch weiterführende Eskalation. 

2. Fragen zum Doppelhaushalt 2024/25 und zum Doppelhaushalt 2026/27 
· Herr Seerig erkundigt sich, welche Maßnahmen trotz finanzieller Einschränkungen fortgeführt werden konnten und welche Verbesserungen erreicht wurden. Zudem wird nach möglichen Einschnitten für 2025 sowie nach der Haushaltsplanung für 2026 und 2027 gefragt.
· In Bezug zur Eingliederungshilfe wurde mitgeteilt, dass es für das Jahr 2025 keine zusätzlichen Mittel für neue Maßnahmen gibt. Im Einzelplan 11 sei weiterhin eine nichtaufgelöste pauschale Minderausgabe vorhanden. Der Senat werde den Doppelhaushalt 26/27 voraussichtlich im Juli 2025 in das Abgeordnetenhaus zur Beschlussfassung einbringen.
· SenBJF bestätigt, dass es keine Änderungen bei der schulischen Inklusion gibt. Allerdings wurden Haushaltsmittel für die Unterstützung emotionaler und sozialer Entwicklung gekürzt. 2,5 Millionen Euro nicht verausgabte Mittel sind dem Gesamtetat wieder zu geflossen. In den letzten Jahren konnte in diesem Bereich keine Umsetzung erfolgen. Für die Jahre 2026 und 2027 gibt es keine konkreten Aussagen zu möglichen Veränderungen. 
· [bookmark: _GoBack]Diskussion:
· Frau Loos thematisiert die Belastung von Familien mit leistungsberechtigten Kindern. Es gibt Hinweise, dass Leistungen mit Verweis auf Haushaltszwänge gekürzt werden, obwohl es sich um Rechtsansprüche handelt. Sie fragt, ob es eine offizielle Beschwerdestelle gibt, an die sich Träger oder betroffene Familien wenden können?
· Herr Klatt erklärt, dass bei generellen Beschwerden auf Bezirksebene verschiedene Gremien und Stellen kontaktiert werden können. Der erste Weg führt zu den Bezirksteilhabebeiräten und den zuständigen Bezirksbeauftragten. Letztlich sind die Bezirksämter für die Umsetzung verantwortlich, und die politischen Verantwortlichen müssen in diese Themen involviert werden. Für Beschwerden auf Ebene des LAGeSo ist beim LAGeSo eine eigene Beschwerdestelle eingerichtet.
3. Bezirkliche Teilhabebeiräte und Widerspruchbeiräte
· Die Mitglieder der bezirklichen Teilhabebeiräte sind vielfach unbekannt.  Die Geschäftsstelle des Berliner Teilhabebeirates hat eine Abfrage in den Bezirken durchgeführt und eine Liste mit Mitgliedern erstellt. Eine Rückmeldung von allen Bezirken steht bisher aus. 
· Es wird diskutiert, wie Anfragen effizient zwischen dem Berliner Teilhabebeirat und den bezirklichen Teilhabebeiräten gesteuert werden können:
· Herr Seerig schlägt vor, dass die Liste für den Berliner Teilhabebeirat verfügbar gemacht wird, um direkte Anfragen zu ermöglichen.
· Herr Klatt erklärt, dass dies nicht möglich ist, da personenbezogene Daten der Mitglieder nicht weitergegeben werden dürfen. Der Teilhabebeirat könnte jedoch die Bezirke auffordern, ihre Ansprechpersonen auf den jeweiligen Webseiten zu veröffentlichen. Dies würde die Transparenz erhöhen und den Austausch erleichtern. 
· Frau Braunert-Rümenapf schlägt vor, dass bei Fragen die Geschäftsstelle des Teilhabebeirates kontaktiert werden sollte, um die Anliegen an die entsprechenden Bezirke weiterzuleiten. Alternativ können die Bezirke direkt auf den Berliner Teilhabebeirat zugehen oder zur Landesbeauftragten oder zu einzelnen Akteuren und Beratungsstellen kommen, wenn sie feststellen, dass Fragen hinsichtlich der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen auftauchen
· Herr Klatt erklärt, dass die bezirklichen Teilhabebeiräte sich bei Bedarf mit Anliegen an den Berliner Teilhabebeirat wenden können, was bereits geschehen ist. Die Ansprechpartner des Berliner Teilhabebeirats sind transparent auf der Website des Landes einsehbar. Er schlägt vor, dass jeder Bezirk eine Funktionsemailadresse für den Teilhabebeirat haben sollte, über die Anliegen kommuniziert werden können, ohne dass persönliche Namen genannt werden müssen. 
· Anfragen an die bezirklichen Teilhabebeiräte sollen weiterhin über die Geschäftsstelle des Berliner Teilhabebeirats gesteuert werden, bis eine direkte Kontaktmöglichkeit etabliert ist. 
4. Beteiligung der Arbeitsgruppe persönliche Assistenz an der Erarbeitung einer neuen fachlichen Weisung zum Arbeitgeber*innenmodell 
· Frau Stenger fragte nach der Beteiligung der AG Persönliche Assistenz an der Erstellung der neuen fachlichen Weisung zum Arbeitgeber*innenmodell. 
· Herr Bozkurt bestätigte, dass der Landesbeirat in den Prozess eingebunden wurde und eine schriftliche Stellungnahme eingereicht hat. Herr Klatt konkretisiert, dass am 19.09.2024 über die Geschäftsstelle des Landesbeirats ein Entwurf der fachlichen Weisung an die Arbeitsgruppe weitergeleitet wurde. Die schriftliche Stellungnahme der Arbeitsgruppe wurde am 20.10.2024 eingereicht und ausgewertet. Einige Punkte wurden übernommen. Das Konsultationsverfahren sei somit erfolgreich durchgeführt worden. Die neue Weisung wurde am 10.02.2025 beschlossen und am 20.02.2025 veröffentlicht. Es wurde zugesichert, dass die finale Version der fachlichen Weisung mit dem Protokoll versandt wird.
5. Rückmeldungen zu Beschlüssen des Vorjahres
· Herr Redfern bat um eine Übersicht, in der die offenen Punkte und fehlenden Rückmeldungen zu den Beschlüssen des Vorjahres aufgeführt werden. 
· Eine Übersicht zu den noch offenen Punkten der Beschlüsse des Vorjahres wird erstellt und nach Erstellung schriftlich kommuniziert.
Nächster Sitzungstermin am 13.06.2025 in Präsenz

Protokollantin: Osmanovic Almedina; Abteilung Soziales (Referendarin)
